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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Landessozialgericht Baden-Württemberg
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung 4
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze 1. Einer (reinen) Ablehnungsentscheidung

der Verwaltungsbehörde kommt keine
Dauerwirkung (§&#8201;77 SGG) zu.
2. Bei einer wiederholten (reinen)
Ablehnung ohne konkreten
Zeitraumbezug liegt kein Fall von § 96
Abs.1 SGG vor, da die (erste)
Entscheidung über die Versagung einer
Leistung keine weitere
(zeitraumbezogene oder sonstige
gestalterische) Wirkung hat.
3. Um einen Verstoß gegen das Verbot
der doppelten Rechtshängigkeit (§ 202
Satz 1 SGG i.V.m. § 17 Abs. 1 Satz 2 GVG)
bei gerichtlichem Angriff des zweiten
Ablehnungsbescheids zu vermeiden, ist
davon auszugehen, dass bei einer
wiederholten (reinen) Ablehnungs-
entscheidung ohne Zeitraumbezug zwar
kein Fall des § 96 SGG vorliegt, aber eine
zeitliche Zäsurwirkung (zur Vermeidung
eventueller doppelter Rechtshängigkeit)
eintritt.
4. Zur Ausschöpfung von allgemein
anerkannten, dem medizinischen
Standard entsprechende Leistungen als
Voraussetzung einer Versorgung mit
Cannabisblüten.

Normenkette SGG § 77
SGG § 96 Abs 1
SGB 5 § 31 Abs 6
SGB 5 § 13 Abs 1
SGB 5 § 13 Abs 3 S 1
SGB 5 § 13 Abs 3a S 1
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1. Instanz

Aktenzeichen S 8 KR 4266/18
Datum 25.02.2019

2. Instanz

Aktenzeichen L 4 KR 813/19
Datum 16.10.2020

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Stuttgart
vom 25. Februar 2019 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist die Kostenerstattung und die Versorgung des KlÃ¤gers
mit Medizinal-CannabisblÃ¼ten bei einer Tagesdosis von 0,5 g streitig.

Der 1963 geborene KlÃ¤ger ist gelernter Schreiner und arbeitete zuletzt (bis 2006)
als Staplerfahrer. Seit November 2008 bezieht er Arbeitslosengeld II und ist Mitglied
der Beklagten.

Am 28. Dezember 2017 beantragte der KlÃ¤ger bei der Beklagten unter Vorlage des
von dem behandelnden Facharzt fÃ¼r Allgemeinmedizin Dr. B. unter dem 22.
Dezember 2017 ausgefÃ¼llten Arztfragebogens die KostenÃ¼bernahme fÃ¼r die
Versorgung mit Cannabis. Dr. B. gab an, er wolle wegen eines chronischen
therapieresistenten Schmerzsyndroms CannabisblÃ¼ten (Handelsname: Bedrocan)
mit einer Tagesdosis von 0,5 g verordnen. Behandlungsziel sei die Mobilisierung
und die Schmerzreduktion. Die Erkrankung sei schwerwiegend, zumal ein
Schmerzmittelabusus bestehe. Eine Schmerztherapie sei durchgefÃ¼hrt worden.
Der KlÃ¤ger leide aber an therapieresistenten Schmerzen. Der KlÃ¤ger gab
gegenÃ¼ber der Beklagten weiter an, weitere nicht medikamentÃ¶se
Behandlungen seien nicht notwendig, da sie nicht zum Erfolg fÃ¼hrten. Er habe
kein Fahrzeug, so dass die Belastung durch die Termineinhaltung bei jedem Wetter
hÃ¶her sei als der Heilerfolg. Auch habe er seit 1995 Erfahrung mit Cannabis, was
ihm sehr gut helfe, die Schmerzen zu lindern. Die Beklagte holte daraufhin das
Gutachten des Dr. Sch. vom Medizinischen Dienst der Krankenversicherung (MDK)
vom 22. Januar 2018 ein, wonach allgemein anerkannte und dem medizinischen
Standard entsprechende Therapiealternativen zur VerfÃ¼gung stÃ¼nden. Bei
chronischen Schmerzen des Bewegungsapparates stÃ¼nden folgende
TherapiemÃ¶glichkeiten zur VerfÃ¼gung: medikamentÃ¶se Therapie,
Physiotherapie und psychotherapeutische Behandlung. Im konkreten Fall sei
anhand der Unterlagen keine fachÃ¤rztlich schmerztherapeutische oder aktuelle
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orthopÃ¤dische Behandlung sowie seit 2013 keine Anwendung von Heilmitteln
belegt. Die Physiotherapie stelle insbesondere bei chronischen RÃ¼ckenschmerzen
einen wesentlichen Bestandteil eines multimodalen Schmerzkonzeptes dar. Bei
einem Nichterfolg sei zudem die Indikation fÃ¼r eine Rehabilitation zu prÃ¼fen.
Hierauf gestÃ¼tzt lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 26. Januar 2018 die
Ã�bernahme der Kosten fÃ¼r eine Verordnung von CannabisblÃ¼ten ab.

Mit seinem hiergegen am 2. Februar 2018 eingereichten Widerspruch trug der
KlÃ¤ger vor, seit Jahrzehnten sei Cannabis als Heil- und Schmerzmittel bekannt. Es
handle sich um ein natÃ¼rliches, gut vertrÃ¤gliches Heilmittel. Chemisch
hergestellte Schmerzmittel hÃ¤tten mehr unangenehme und schÃ¤dliche
Nebenwirkungen. Auch habe er noch nie gehÃ¶rt, dass jemand an einer Ã�berdosis
Cannabis gestorben sei, im Gegensatz zu manchen Schmerzmitteln, die man ohne
Probleme verschrieben bekomme. Auch ihm helfe Cannabis sehr gut und sein Arzt
Dr. B. habe es ihm empfohlen. Nur kÃ¶nne er als Arbeitslosengeld-II-Bezieher nicht
regelmÃ¤Ã�ig BlÃ¼ten kaufen, zumal dies illegal sei. Auch sei dann die QualitÃ¤t
sehr unterschiedlich, was bei einem Bezug durch die Apotheke nicht der Fall sei. Es
liege im Interesse der Beklagten, dass er nicht von Schmerzmitteln abhÃ¤ngig
werde, die seine Organe schÃ¤digten. Sein RÃ¼ckenleiden habe bereits im Jahr
1979 begonnen, als er mit 16 Jahren in 19 Monaten von 1,62 m um 23 cm auf 1,85
m gewachsen sei. Der vierte Lendenwirbel habe jedoch nicht an GrÃ¶Ã�e
zugenommen, so dass damals schon die Behandlungen angefangen hÃ¤tten.
Inzwischen habe er vier BandscheibenvorfÃ¤lle gehabt und kÃ¶nne seinen Beruf
nicht mehr ausÃ¼ben. Er habe monatelang im Rollstuhl gesessen und nehme
derzeit 24 Tabletten tÃ¤glich.

Die Beklagte holte daraufhin das Gutachten des Dr. W. vom MDK vom 23. Mai 2018
ein, der darauf hinwies, dass eine fachÃ¤rztliche schmerztherapeutische
Behandlung zuletzt 2010 stattgefunden habe und der KlÃ¤ger erstmalig im Februar
2018 bei einem OrthopÃ¤den vorstellig gewesen sei. Daher sei kein
schmerztherapeutisches, multimodales Behandlungskonzept erkennbar. Schmerz
distanzierende Antidepressiva und membranstabilisierende Medikamente seien
bislang nicht eingesetzt worden. Es sei nicht ersichtlich, warum diese vielen
verschiedenen TherapiemÃ¶glichkeiten nicht zur Anwendung kÃ¤men. Es
bestÃ¼nden allgemein anerkannte und medizinische Standard entsprechende
Therapiealternativen. Mit Widerspruchsbescheid vom 26. Juli 2018 gab der
Widerspruchsausschuss der Beklagten dem Widerspruch des KlÃ¤gers nicht statt
und fÃ¼hrte zur BegrÃ¼ndung im Wesentlichen aus, der KlÃ¤ger leide zwar an
einem chronischen Schmerzsyndrom sowie an orthopÃ¤dischen Erkrankungen und
habe deshalb Anspruch auf MaÃ�nahmen der Krankenbehandlung. Aus den
Gutachten des MDK vom 22. Januar und 23. Mai 2018 folge zwar, dass der KlÃ¤ger
an einer schwerwiegenden Krankheit leide und seine AlltagsaktivitÃ¤ten erheblich
eingeschrÃ¤nkt seien. Allerdings seien die Standardtherapien zur Behandlung der
Schmerzen und orthopÃ¤dischen Erkrankungen nicht ausgeschÃ¶pft. Wirksame
Arzneimittel zur Behandlung der Krankheit stÃ¼nden zur Anwendung bereit und
kÃ¶nnten vom KlÃ¤ger eingesetzt werden. Es sei eine fachÃ¤rztliche Mitbehandlung
angezeigt, die durch Physiotherapie ergÃ¤nzt werden kÃ¶nne.
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Hiergegen erhob der KlÃ¤ger am 6. August 2018 Klage beim Sozialgericht Stuttgart
(SG) und trug zur BegrÃ¼ndung im Wesentlichen vor, nach mehrmaliger
RÃ¼cksprache mit seinem Arzt bestehe kein Grund fÃ¼r eine Ablehnung seines
Antrags, da er bereits alle zur VerfÃ¼gung stehenden medikamentÃ¶sen und
nichtmedikamentÃ¶sen Mittel einschlieÃ�lich Schmerztherapie sowie schon zweimal
Physiotherapie, Schlingentisch, Stangerbad und Wassergymnastik hinter sich habe.
Letztere Anwendungen habe er in Verbindung mit einem Rehabilitationsaufenthalt
in der F.klinik 2009 erhalten. Zu beachten sei, dass er kein Fahrzeug habe, um zu
Behandlungen auÃ�er Haus zu gelangen. Er mÃ¼sse mithin alles zu FuÃ� oder mit
Verkehrsmitteln erreichen kÃ¶nnen. Danach habe er aber mehr Schmerzen als
vorher. Deshalb seien ihm stÃ¤ndig neue Termine fÃ¼r Behandlungen nicht
zumutbar. Nachdem er alle FachÃ¤rzte, Therapeuten sowie
RehabilitationsmaÃ�nahmen "durch habe", sei er nur noch bei seinem Hausarzt Dr.
B. in Behandlung. Zur weiteren BegrÃ¼ndung legte der KlÃ¤ger die Ã¤rztliche
Bescheinigung des Dr. B. vom 21. Januar 2019 vor, wonach der KlÃ¤ger aufgrund
therapieresistenter RÃ¼ckenbeschwerden eine massive Analgetikatherapie erhalte.
Aufgrund von LeberverÃ¤nderungen (Zustand nach Alkoholkrankheit) bestÃ¼nden
allerdings nur eingeschrÃ¤nkt TherapiemÃ¶glichkeiten. Ein Selbstversuch mit
Cannabis sei mehrfach erfolgreich gewesen. Ein Behandlungsversuch mit Cannabis
werde empfohlen, um die medikamentÃ¶se Therapie zu reduzieren. BeigefÃ¼gt war
ein Arztbrief der FachÃ¤rztin fÃ¼r AnÃ¤sthesie und spezielle Schmerztherapie Dr.
C. vom 7. Februar 2019, wonach sich der KlÃ¤ger am 30. Januar 2019 erstmals
vorgestellt habe. Klinisch-anamnestisch bestehe ein qualifiziertes Mixed-Pain-
Syndrom im Bereich der LendenwirbelsÃ¤ule bei degenerativen VerÃ¤nderungen
und lumbalen BandscheibenvorfÃ¤llen mit (klinischem) Verdacht auf
intermittierende Wurzelreizkomponente S1 links. Der Untersuchungsbefund sei
gegebenenfalls auch mit einer beginnenden Coxarthrose links vereinbar.
Psychosozialanamnestisch lÃ¤gen auch Chronifizierungs-Kofaktoren vor, die die
Entwicklung eines chronischen Schmerzsyndroms begÃ¼nstigen kÃ¶nnten.
DarÃ¼ber hinaus bestehe eine Sucht-KomorbiditÃ¤t bei aktuellem Ã�ber- und
Fehlgebrauch von nichtsteroidalen- sowie Opiat-Analgetika der Stufe II. Aufgrund
des Chronifizierungsgrades und der BeeintrÃ¤chtigungen sowie unter
BerÃ¼cksichtigung der KomorbiditÃ¤ten sei ein multimodales stationÃ¤res
Vorgehen prinzipiell sinnvoll. DiesbezÃ¼glich habe der KlÃ¤ger aktuell keine
Behandlungsmotivation, bzw. mÃ¶chte Haus und Katze nicht verlassen. Aus
schmerztherapeutischer Sicht kÃ¶nnten gegebenenfalls infiltrative
Behandlungsversuche, TENS, Heilmittelverordnungen und Akupunktur sinnvoll sein.
Aufgrund der frustranen Vorerfahrung und der fehlenden Behandlungsmotivation
sei eine Besserung darunter zunÃ¤chst nicht zu erwarten. Der Einsatz von Cannabis
kÃ¶nne insoweit sinnvoll sein, als dass es gelingen kÃ¶nne, den schÃ¤dlichen
Fehlgebrauch des Ibuprofen und der Opiatanalgetika (Stufe II) zu begrenzen. Dies
lasse sich gegebenenfalls in einem modernen suchtmedizinischen
Behandlungskonzept integrieren. Gegebenenfalls kÃ¶nne im weiteren Verlauf das
Problembewusstsein gesteigert und ein Stadium der Absichtsbildung geschaffen
werden, z.B. durch Anbindung an einen Suchtmediziner, gegebenenfalls unter
Einsatz von Cannabis, da dieser Einsatz weniger schÃ¤dlich erscheine als der
Ã�berkonsum von NSAR und Tilidintropfen.
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Die Beklagte trat der Klage unter Wiederholung ihrer AusfÃ¼hrungen im
Widerspruchsbescheid entgegen.

Das SG hat zur weiteren AufklÃ¤rung des Sachverhalts Dr. B. als sachverstÃ¤ndigen
Zeugen vernommen. Dieser hat ausgefÃ¼hrt (Stellungnahme vom 17. September
2018), er behandle den KlÃ¤ger seit Januar 2011. Im Vordergrund stehe ein
myogenes WirbelsÃ¤ulensyndrom bei Bandscheibenvorfall mit rezidivierenden
SchmerzzustÃ¤nden, eine chronische Gastritis, chronische Bronchitis und ein
psychovegetatives ErschÃ¶pfungssyndrom bei Zustand nach chronischem
Alkoholabusus (derzeit Abstinenz). BezÃ¼glich der RÃ¼ckenschmerzen sei der
KlÃ¤ger im Rahmen einer umfangreichen Schmerztherapie mit Tramal, Tilidin,
Tramabian, Ibuprofen und Ortoton behandelt worden. Ferner habe der KlÃ¤ger auch
Injektionen und Infiltrationen sowie physikalische Therapien erhalten. Intensive
physikalische Therapien seien frÃ¼her durchgefÃ¼hrt worden, wÃ¼rden jedoch
vom KlÃ¤ger wegen damaliger Wirkungslosigkeit abgelehnt. Die Anwendung von
CannabisblÃ¼ten stelle eine spÃ¼rbare positive Einwirkung auf den
Krankheitsverlauf bzw. die Symptome dar. Nach Angaben des KlÃ¤gers sei eine
deutliche Verbesserung durch einen Selbstversuch zu erzielen gewesen.
Kontraindikationen fÃ¼r die Anwendung von Cannabinoiden lÃ¤gen nicht vor. Durch
die chronischen Schmerzen sei ein Versuch mit CannabisblÃ¼ten medizinisch
indiziert, um die Symptome positiv zu beeinflussen, starke Analgetika einzusparen
sowie der Chronifizierung der Schmerzen entgegenzuwirken. Auf Nachfrage des SG
legte Dr. B. den Arztbrief des Neurologen Dr. H. vom 10. MÃ¤rz 2018 (Diagnose:
Radikulopathie im Lumbosakralbereich beidseits) und des Facharztes fÃ¼r
OrthopÃ¤die Dr. V. vom 13. Februar 2018 (Diagnose: Chronisches
Lumbovertebralsyndrom) vor. Dr. H. gab an, dass die Schmerzen, die der KlÃ¤ger
erlebe, nachvollziehbar und ausgeprÃ¤gt seien, weshalb medizinisches Cannabis
zusÃ¤tzlich zum bestehenden schmerztherapeutischen Regime anzuraten sei. Er
habe dem KlÃ¤ger zu einer schmerztherapeutischen Behandlung geraten, wobei
medizinisches Cannabis aus seiner Sicht zu befÃ¼rworten sei. Er werde dies aber
nicht rezeptieren, da er diesbezÃ¼glich Ã¼ber keine Erfahrung verfÃ¼ge. Dr. V.
fÃ¼hrte aus, der KlÃ¤ger sei wegen der Verordnung von Cannabis vorstellig
gewesen. Da er aber keinerlei Erfahrung mit Cannabis besitze, sei eine Vorstellung
bei einem Schmerztherapeuten erforderlich. Der KlÃ¤ger habe zudem angegeben,
dass er nie eine Operation der BandscheibenvorfÃ¤lle gewollt und sich nur einer
konservativen Therapie unterzogen habe.

In der Zwischenzeit besorgte sich der KlÃ¤ger bei der Schw.-Apotheke in He. am 18.
Oktober 2018 auf eigene Kosten unverarbeitete CannabisblÃ¼ten (Kassenbon der
Schw.-Apotheke vom 18. Oktober 2018; Rechnungsbetrag: 113,05 EUR
CannabisblÃ¼ten und 2,91 EUR BTM-GebÃ¼hr; Bl. 13 der von der Beklagten
vorgelegten ErgÃ¤nzungsverwaltungsakte (EVA)). Unter dem "12. November 2018"
verordnete Dr. B. dem KlÃ¤ger auf einem Privatrezept CannabisblÃ¼ten (Bedrocan
5 g), deren Abgabe durch die Schw.-Apotheke am 12. November 2018 quittiert
wurde (Bl. 13 EVA).

Mit Gerichtsbescheid vom 25. Februar 2019 wies das SG die Klage ab und fÃ¼hrte
zur BegrÃ¼ndung im Wesentlichen aus, der KlÃ¤ger habe derzeit keinen Anspruch
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auf Versorgung mit Medizinal-CannabisblÃ¼ten. Es kÃ¶nne vorliegend offenbleiben,
ob der KlÃ¤ger an einer schwerwiegenden Erkrankung im Sinne von Â§ 31 Abs. 6
FÃ¼nftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) leide. Denn es komme eine allgemein
anerkannte, dem medizinischen Standard entsprechende Leistung in Betracht, um
die beim KlÃ¤ger bestehenden Erkrankungen zu therapieren. Aus der
GesetzesbegrÃ¼ndung werde ersichtlich, dass Cannabisarzneimittel erst dann zur
Anwendung kommen sollten, wenn die durch Studien belegten schulmedizinischen
BehandlungsmÃ¶glichkeiten auch unter BerÃ¼cksichtigung von Nebenwirkungen
im AusmaÃ� einer behandlungsbedÃ¼rftigen Krankheit, die mit Ã¼berwiegender
Wahrscheinlichkeit eintreten wÃ¼rden, ausgeschÃ¶pft worden seien. Damit werde
deutlich, dass der Hinweis auf die generell mÃ¶glichen Nebenwirkungen und deren
allgemeine Eintrittswahrscheinlichkeit nicht genÃ¼ge, um die Voraussetzungen des 
Â§ 31 Abs. 6 Satz 1 Nr. 1b SGB V zu erfÃ¼llen. Vorliegend ergebe sich aus den
Befundunterlagen, dass der KlÃ¤ger seit 2010 keine schmerztherapeutische oder
ausreichende orthopÃ¤dische Behandlung durchfÃ¼hre, insbesondere keine
Physiotherapie, die gerade bei chronischen RÃ¼ckenschmerzen einen wesentlichen
Bestandteil eines multimodalen Schmerzkonzeptes darstelle. Auch die am 30.
Januar 2019 erstmals aufgesuchte Schmerztherapeutin Dr. C. habe bestÃ¤tigt, dass
infiltrative Behandlungsversuche, TENS, Heilmittelverordnungen und Akupunktur
sinnvoll sein kÃ¶nnten. Diese seien nur aufgrund der fehlenden
Behandlungsmotivation des KlÃ¤gers derzeit wenig erfolgversprechend. Die
fehlende Behandlungsmotivation des KlÃ¤gers, der sein Haus nicht verlassen wolle,
kÃ¶nne jedoch nicht zu einem Anspruch auf Versorgung mit Cannabisarzneimittel
fÃ¼hren. Aus der Therapiehoheit des behandelnden Arztes folge kein anderes
Ergebnis. Die Beklagte kÃ¶nne sich fÃ¼r ihre abweichende Entscheidung auf die
Darlegungen des MDK zu den vorhandenen Standardtherapien stÃ¼tzen.

Hiergegen richtet sich die am 4. MÃ¤rz 2019 beim SG zum Landessozialgericht
Baden-WÃ¼rttemberg (LSG) eingelegte Berufung des KlÃ¤gers, mit der er geltend
macht, es treffe nicht zu, dass er keine Behandlungsmotivation habe und sein Haus
nicht verlassen wolle. In den Jahren 2006 bis 2009 sei er 17-mal im Krankenhaus
gewesen und habe entsprechende Behandlungen erhalten. Es seien jedoch
weiterhin starke Schmerzen "Ã¼brig geblieben", so dass er auf weitere Versuche
verzichten kÃ¶nne. Durch die Einnahme von Cannabis kÃ¶nne er die Dosis der
Schmerzmittel reduzieren und seine Leber nicht weiter schÃ¤digen. Diese habe er
mit Alkohol schon genug kaputtgemacht. Leider kÃ¶nne er sich finanziell Cannabis
nicht leisten. Man wolle ihn zu einer viel teureren aber sinnlosen Therapie
Ã¼berreden. Er sei im Jahr 2012 in sechs Monaten 32-mal bei der Physiotherapie
gewesen. Diese habe aber nichts gebracht bzw. nur eine kurze Besserung. Bis er
wieder zu Hause gewesen sei, seien die Schmerzen jedes Mal wieder da oder sogar
noch grÃ¶Ã�er gewesen. Er habe nicht vor, das Ganze zu wiederholen und er sei
auch kein "Versuchskaninchen". Er habe im Ã�brigen am 11. April 2019 einen
Termin im Klinikum St. bei Dr. M. und Dr. Ki. gehabt. Dort habe man zwar
VerstÃ¤ndnis fÃ¼r sein Anliegen und wÃ¼rde ihm nach PrÃ¼fung der Unterlagen
jederzeit eine Cannabis-Therapie verschreiben. Doch eine Empfehlung zur
KostenÃ¼bernahme wÃ¼rde man nicht ausstellen, da Unterlagen Ã¼ber bereits
erfolgte Behandlungen, die lÃ¤nger als zehn Jahre zurÃ¼cklÃ¤gen, nicht mehr
existierten. Aus dem Mitglieds- und Vorerkrankungsverzeichnis der A. U.-B. vom 27.
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Februar 2019 (Bl. 19-22 der Senatsakte) gehe hervor, wann er welche
Behandlungen erhalten habe. Aus der Bescheinigung des Physiotherapeuten Schu.
vom 29. MÃ¤rz 2019 (Bl. 25 der Senatsakte) gehe hervor, dass er in den Jahren
2012 und 2013 zahlreiche Behandlungstermine gehabt habe.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�,

die Beklagte unter Aufhebung des Gerichtsbescheids des Sozialgerichts Stuttgart
vom 25. Februar 2019 sowie des Bescheids der Beklagten vom 26. Januar 2018 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 26. Juli 2018 zu verurteilen, ihm 115,96
EUR wegen der Versorgung mit CannabisblÃ¼ten zu erstatten und zukÃ¼nftig die
Kosten fÃ¼r die tÃ¤gliche Versorgung mit 0,5 g CannabisblÃ¼ten nach Ã¤rztlicher
Verordnung zu Ã¼bernehmen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung fÃ¼r zutreffend und fÃ¼hrt unter
Wiederholung ihres Vorbringens im Widerspruchsbescheid ergÃ¤nzend aus, nicht
alle StandardtherapiemÃ¶glichkeiten seien vom KlÃ¤ger ausgeschÃ¶pft. Ã�bliche
Nebenwirkungen einer medikamentÃ¶sen Therapie seien von ihm hinzunehmen.

Der KlÃ¤ger hat am 29. April 2019 (Eingang bei der Beklagten) erneut unter Vorlage
eines Arztfragebogens des Dr. B. die Ã�bernahme der Kosten einer Versorgung mit
CannabisblÃ¼ten bei der Beklagten beantragt (beabsichtigte Verordnung:
Tetrahydrocannabinol; Handelsname: Bedrocan oder Tedanios 22/1; Dosis: 1 g pro
Tag). Die Beklagte hat daraufhin die Stellungnahme des Dr. W. vom MDK vom 20.
Mai 2019 (Bl. 30-32 der Senatsakte) eingeholt und sodann die Versorgung mit
CannabisblÃ¼ten mit Bescheid vom 24. Mai 2019 abgelehnt, da der MDK die
Voraussetzungen fÃ¼r eine KostenÃ¼bernahme nicht als erfÃ¼llt angesehen habe.
Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 11. Juni 2019 Widerspruch eingelegt.

Der Senat hat zur weiteren AufklÃ¤rung des Sachverhalts Beweis erhoben durch
schriftliche Vernehmung der den KlÃ¤ger behandelnden Ã�rzte als
sachverstÃ¤ndige Zeugen. Dr. C. hat mitgeteilt (Stellungnahme vom 13. Januar
2020), sie habe den KlÃ¤ger am 30. Januar 2019 nur einmalig in ihrer Sprechstunde
gesehen. Es bestehe eine chronische SchmerzstÃ¶rung mit somatischen und
psychischen Faktoren mit Chronifizierungsgrad III nach Gerbershagen sowie Grad IV
nach Korff, was jeweils die hÃ¶chsten Chronifizierungsstadien darstellten. Es seien
keine weiteren therapeutischen MaÃ�nahmen durchgefÃ¼hrt worden. Bei einem
komplizierten ambulanten Behandlungsverlauf eines qualifizierten LWS-Syndroms
bei degenerativen VerÃ¤nderungen mit BandscheibenvorfÃ¤llen und Verdacht auf
Wurzelreizkomponenten sei es therapeutisch Ã¼blich, eine multimodale stationÃ¤re
Behandlung durchzufÃ¼hren. Diese seien anamnestisch im Vorfeld bereits erfolgt
gewesen. Eine Schmerztherapie solle jedoch idealerweise individualisiert erfolgen.
Ã�bliche MaÃ�nahmen seien Physiotherapie, Akupunktur, gegebenenfalls infiltrative
Therapie, wie z.B. periradikulÃ¤re Therapie im Falle einer Wurzelreizkomponente

                             7 / 18



 

und medikamentÃ¶se Therapie unter BerÃ¼cksichtigung der neuropathischen
Schmerzanteile, aber im Wesentlichen multimodale stationÃ¤re Behandlungen.
Entsprechende MaÃ�nahmen, wie zum Beispiel Physiotherapie, seien anamnestisch
bereits erfolgt. Ihr lÃ¤gen jedoch keine vor Befunde vor. Ein erneuter
Therapieversuch sei aufgrund der frustranen Vorbehandlungen und der damit
assoziierten fehlenden Behandlungsmotivation nicht erfolgt. Der Einsatz von
Cannabis kÃ¶nne insofern sinnvoll sein, als es bei guter Wirkung auf die
neuropathische Schmerzkomponente auch zu einer Begrenzung des Fehlgebrauchs
des Ibuprofens und des Opiats kommen kÃ¶nne. Dr. B. hat angegeben
(Stellungnahme vom 14. Januar 2020), beim KlÃ¤ger bestehe eine chronische
SchmerzstÃ¶rung mit somatischen und psychischen Faktoren, eine chronische
Lumbalgie mit rezidivierender Lumboischialgie links, eine intermittierende
Wurzelkomponente S1 links, degenerative VerÃ¤nderungen bei Zustand nach
Bandscheibenvorfall, ein Analgetikafehlgebrauch, AbhÃ¤ngigkeit von Analgetika, ein
Alkoholabusus und ein schÃ¤dlicher Gebrauch von Tabak. Wegen der
LeberverÃ¤nderungen bestÃ¼nden nur eingeschrÃ¤nkte TherapiemÃ¶glichkeiten.
Trotz der durchgefÃ¼hrten Therapie mit Injektionen, Infiltrationen und
physikalischer Therapie sei es zu keiner Verbesserung gekommen. Eine
umfangreiche medikamentÃ¶se Therapie sei derzeit erforderlich, um eine
Schmerzlinderung durchzufÃ¼hren. Der Einsatz von Cannabis erscheine weniger
schÃ¤dlich als der Ã�berkonsum von NSAR und Tilidin. Es bestehe Aussicht auf eine
spÃ¼rbare positive Einwirkung auf den Krankheitsverlauf. Dr. V. hat ausgefÃ¼hrt
(Stellungnahme vom 27. Februar 2020), der KlÃ¤ger habe seine Praxis nur einmal
mit dem Wunsch aufgesucht, Cannabis verordnet zu bekommen. Er habe eine
weitere Ã�berweisung an einen Schmerztherapeuten ausgestellt. FÃ¼r
BandscheibenvorfÃ¤lle existierten selbstverstÃ¤ndlich Standardtherapien. Dr. H. hat
mitgeteilt (Stellungnahme vom 3. MÃ¤rz 2020), er habe den KlÃ¤ger nur einmal am
8. MÃ¤rz 2018 untersucht und behandelt. Da der KlÃ¤ger ihm gegenÃ¼ber
angegeben habe, dass eine Physiotherapie durchgefÃ¼hrt werde, habe er zu deren
FortfÃ¼hrung geraten. Hierbei handele es sich um eine Standardtherapie bei
Radikulopathien ohne LÃ¤hmungen. Auch zu einer Therapie mit Cannabinoiden
habe er geraten, nachdem der KlÃ¤ger ihn gefragt habe, inwieweit eine solche
Therapie als Schmerztherapie sinnvoll sei.

Die Beklagte hat daraufhin das Gutachten des Dr. BÃ¶. vom MDK vom 30. April
2020 vorgelegt; hierauf wird Bezug genommen (Bl. 80-91 der Senatsakte).

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vortrags der
Beteiligten wird auf die Gerichtsakten erster und zweiter Instanz sowie auf die von
der Beklagten vorgelegte Verwaltungsakte und die ebenfalls von ihr vorgelegte (das
Verfahren bezÃ¼glich des Antrags vom 29. April 2019 betreffende)
ErgÃ¤nzungsverwaltungsakte Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

1. Die gemÃ¤Ã� Â§ 143 Sozialgerichtsgesetz (SGG) statthafte und gemÃ¤Ã� Â§ 151
Abs. 1 SGG form- und fristgerecht eingelegte Berufung des KlÃ¤gers ist auch im
Ã�brigen zulÃ¤ssig. Sie bedurfte insbesondere nicht der Zulassung, da der KlÃ¤ger
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u.a. zukÃ¼nftig die Kostenerstattung fÃ¼r die tÃ¤gliche Versorgung mit 0,5 g
CannabisblÃ¼ten nach Ã¤rztlicher Verordnung und damit Leistungen fÃ¼r einen
Zeitraum von mehr als einem Jahr begehrt (Â§ 144 Abs. 1 Satz 2 SGG).

2. Die Anfechtungs- und Leistungsklage ist zulÃ¤ssig. Der Senat legt das Begehren
des KlÃ¤gers (Â§ 123 SGG) so aus, dass er im Berufungsverfahren auch
Kostenerstattung in HÃ¶he eines Betrags von 115,96 EUR wegen Selbstbeschaffung
des Arzneimittels begehrt. Als eine Ã�nderung der Klage ist es nicht anzusehen,
wenn ohne Ã�nderung des Klagegrundes statt der ursprÃ¼nglich geforderten
Leistung wegen einer spÃ¤ter eingetretenen VerÃ¤nderung eine andere Leistung
verlangt wird (Â§ 99 Abs. 3 Nr. 3 SGG). So liegt es â�� wie hier â�� bei der
Umstellung eines Sachleistungsbegehrens auf einen Kostenerstattungsanspruch
(vgl. BSG, Urteil vom 26. Februar 2019 â�� B 1 KR 24/18 R â�� juris, Rn. 8).

StreitgegenstÃ¤ndlich ist der Bescheid der Beklagten vom 26. Januar 2016 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 26. Juli 2018 (Â§ 95 SGG). Der Bescheid
der Beklagten vom 24. Mai 2019 ist nicht gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 1 i.V.m. Â§ 96 Abs.
1 SGG Gegenstand des Berufungsverfahrens geworden.

GemÃ¤Ã� Â§ 96 Abs. 1 SGG wird nach Klageerhebung ein neuer Verwaltungsakt nur
dann Gegenstand des Klageverfahrens, wenn er nach Erlass des
Widerspruchsbescheids ergangen ist und den angefochtenen Verwaltungsakt
abÃ¤ndert oder ersetzt. Diese Norm gilt gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 1 SGG im
Berufungsverfahren entsprechend. Durch die Neufassung des Â§ 96 Abs. 1 SGG mit
Wirkung zum 1. April 2008 wollte der Gesetzgeber der als teilweise extensiv
erkannten Auslegung durch die Sozialgerichte entgegentreten (BegrÃ¼ndung des
Gesetzentwurfes auf BT-Drs. 16/7716, Seite 19). Die bloÃ�e Einbeziehung eines
neuen Verwaltungsaktes in das anhÃ¤ngige Verfahren, nur weil der neue
Verwaltungsakt mit dem anhÃ¤ngigen Streitgegenstand in irgendeinem
tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen Zusammenhang stand, soll nach der Neufassung
nicht mehr mÃ¶glich sein (BegrÃ¼ndung des Gesetzentwurfes auf BT-Drs. 16/7716,
Seite 19). MaÃ�geblich fÃ¼r die Frage, ob ein frÃ¼herer Verwaltungsakt
abgeÃ¤ndert oder ersetzt wird, ist ein Vergleich der jeweiligen VerfÃ¼gungssÃ¤tze
(Becker, in: Roos/Wahrendorf, Kommentar zum SGG, 2014, Â§ 96 Rn. 29 m.w.N.;
vgl. auch BSG, Urteil vom 23. Februar 2005 â�� B 6 KA 45/03 R â�� juris, Rn. 17).
Eine Ã�nderung oder Ersetzung liegt nur vor, wenn in den im VerfÃ¼gungssatz des
Bescheides zum Ausdruck kommenden Regelungsgehalt des ursprÃ¼nglichen
Bescheides eingegriffen wird (so BSG, Urteil vom 23. Februar 2005 â�� B 6 KA
45/03 R â�� juris, Rn. 17 zu Â§ 86 Abs. 1 SGG; Senatsurteil vom 27. MÃ¤rz 2015 â��
L 4 P 2196/14 â�� juris, Rn. 32).

Bei Ablehnungsbescheiden sind grundsÃ¤tzlich ebenfalls die RegelungssÃ¤tze des
ersten und des folgenden Bescheides zu vergleichen (Binder, in:
LÃ¼dtke/Berchtold, Kommentar zum SGG, 6. Aufl. 2020, Â§ 96 Rn. 9). Dabei ist zu
berÃ¼cksichtigen, dass einer (reinen) Ablehnung keine Dauerwirkung (Â§&8201;77
SGG) zukommt. Denn ein Ablehnungsbescheid, der keine ausdrÃ¼cklichen
zeitlichen Regelungen enthÃ¤lt, regelt grundsÃ¤tzlich nur den Zeitraum, der
zwischen dem Zeitpunkt, ab dem Leistungen begehrt werden, und dem Ende des
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Verwaltungsverfahrens und gegebenenfalls des Widerspruchsverfahrens liegt
(Bienert, NZS 2015, 844, 848). Bei einer wiederholten (reinen) Ablehnung ohne
konkreten Zeitraumbezug liegt kein Fall von Â§ 96 Abs.1 SGG vor, da die (erste)
Entscheidung Ã¼ber die Versagung einer Leistung keine weitere
(zeitraumbezogene oder sonstige gestalterische) Wirkung hat. Dann wird durch die
zweite Ablehnungsentscheidung die Erstere weder abgeÃ¤ndert noch ersetzt. Denn
geprÃ¼ft wird im zweiten Ablehnungsbescheid nur der Zeitraum ab der erneuten
Antragstellung und nicht die Zeit davor.

Zu beachten ist allerdings, dass maÃ�geblicher Zeitpunkt fÃ¼r die Beurteilung der
Sach- und Rechtslage grundsÃ¤tzlich der letzte Verhandlungstermin vor dem
Tatsachengericht ist (vgl. BSG, Beschluss vom 17. August 2017 â�� B 5 R 248/16 B
â�� juris, Rn. 10). Um einen VerstoÃ� gegen das Verbot der doppelten
RechtshÃ¤ngigkeit (Â§ 202 Satz 1 SGG i.V.m. Â§ 17 Abs. 1 Satz 2
Gerichtsverfassungsgesetz) bei gerichtlichem Angriff des zweiten
Ablehnungsbescheids zu vermeiden, ist davon auszugehen, dass bei einer
wiederholten (reinen) Ablehnungsentscheidung ohne Zeitraumbezug zwar kein Fall
des Â§ 96 SGG vorliegt, aber eine zeitliche ZÃ¤surwirkung (zur Vermeidung
eventueller doppelter RechtshÃ¤ngigkeit) eintritt (im Ergebnis ebenso Bienert, NZS
2015, 844, 849; Binder, a.a.O., Rn. 9). Der Erlass eines weiteren
Ablehnungsbescheides, der auf neuerlichen Leistungsantrag ergeht, begrenzt
mithin den Zeitraum, fÃ¼r den die erste ablehnende Entscheidung Wirkung
entfaltet.

Vor diesem Hintergrund gilt im vorliegenden Fall Folgendes: Der Bescheid der
Beklagten vom 24. Mai 2019 ist nicht gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 1 SGG i.V.m. Â§ 96 Abs.
1 SGG Gegenstand des Berufungsverfahrens geworden, weshalb der Senat auch
nicht Ã¼ber diesen Bescheid auf Klage hin entscheiden musste. Denn dieser
Bescheid enthÃ¤lt als Regelungssatz die Ablehnung der Ã�bernahme von "Kosten
fÃ¼r das Arzneimittel CannabisblÃ¼ten Bedrocan, 1 g/Tag", nachdem der KlÃ¤ger
unter Vorlage des Arztfragebogens des Dr. B. vom 15. April 2019 am 29. April 2019
bei der Beklagten die KostenÃ¼bernahme fÃ¼r die Versorgung mit
CannabisblÃ¼ten beantragt hatte. Hierdurch wurde der Bescheid der Beklagten
vom 26. Januar 2018 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 26. Juli 2018
weder ersetzt noch abgeÃ¤ndert. Denn der Bescheid vom 26. Januar 2018 enthÃ¤lt
als Regelungssatz die Ablehnung der Ã�bernahme von "Kosten fÃ¼r das
Arzneimittel CannabisblÃ¼ten, Bedrocan, 0,5 g", nachdem Dr. B. im Arztfragebogen
am 22. Dezember 2017 als beabsichtigte und notwendige Tagesdosis 0,5 g
angegeben hatte. Damit liegen aber schon unterschiedliche RegelungsÃ¤tze vor.
Der Sachverhalt hat sich zudem insofern geÃ¤ndert, als Dr. B. nunmehr von einer
notwendigen Versorgung mit einer Tagesdosis von 1,0 g ausgeht. Auch die
Behandlungsziele variieren (Arztfragebogen vom 22. Dezember 2017, Frage Nr. 3b:
"Mobilisierung, Schmerzreduktion"; Arztfragebogen vom 15. April 2019, Frage Nr.
3b: "Schmerzminderung"). Vor diesem Hintergrund ist im vorliegenden
Berufungsverfahren nur streitig, ob der KlÃ¤ger einen Anspruch auf zukÃ¼nftige
Versorgung mit CannabisblÃ¼ten (Produkthandelsname: Bedrocan) mit einer
Tagesdosis von 0,5 g sowie auf Erstattung von 115,96 EUR fÃ¼r bisher hierfÃ¼r
aufgewandte Kosten hat.
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3. Die Berufung ist nicht begrÃ¼ndet. Das SG hat die Klage zu Recht abgewiesen.
Denn der Bescheid der Beklagten vom 26. Januar 2018 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 26. Juli 2018 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den
KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten. Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf eine
zukÃ¼nftige Versorgung mit CannabisblÃ¼ten (Produkthandelsname: Bedrocan)
mit einer Tagesdosis von 0,5 g sowie auf Erstattung von 115,96 EUR fÃ¼r bisher
hierfÃ¼r aufgewandte Kosten. Denn die Beklagte hat die Bewilligung der begehrten
Leistung nicht zu Unrecht abgelehnt und der KlÃ¤ger kann sich weder auf eine
Genehmigungsfiktion berufen (hierzu unter a), noch liegen die Voraussetzungen
fÃ¼r eine zukÃ¼nftige Versorgung gemÃ¤Ã� Â§ 31 Abs. 6 SGB V vor (hierzu unter
b). Der Senat konnte sich nicht davon Ã¼berzeugen, dass eine allgemein
anerkannte, dem medizinischen Standard entsprechende Leistung fÃ¼r die beim
KlÃ¤ger bestehende Erkrankung nicht zur VerfÃ¼gung steht bzw. wegen zu
erwartender Nebenwirkungen und unter BerÃ¼cksichtigung des
Krankheitszustandes des KlÃ¤gers nicht zur Anwendung kommen kann.

a) Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf Erstattung von 115,96 EUR fÃ¼r bisher
aufgewandte Kosten.

Der Senat geht davon aus, dass dem KlÃ¤ger bislang nachgewiesene Kosten in
HÃ¶he von insgesamt 115,96 EUR fÃ¼r die Versorgung von CannabisblÃ¼ten
(unverarbeitete CannabisblÃ¼ten: 113,05 EUR; BTM-GebÃ¼hr 2,91 EUR)
entstanden sind. Dies ergibt sich aus dem Kassenbon der Schw.-Apotheke in He.
vom 18. Oktober 2018 in Zusammenhang mit dem von Dr. B. ausgestellten
Privatrezept Ã¼ber "CannabisblÃ¼ten Bedrocan 5gramm" vom 12. November 2018
(Bl. 13 EVA). Weitere Kassenbelege oder Privatrezepte wurden weder vom KlÃ¤ger
noch von der Beklagten vorgelegt.

aa) Ein Kostenerstattungsanspruch ergibt sich weder aus Â§ 13 Abs. 1 SGB V noch
aus Â§ 13 Abs. 3 Satz 1 SGB V.

(1) Nach Â§ 13 Abs. 1 SGB V darf die Krankenkasse anstelle der Sach- oder
Dienstleistung (Â§ 2 Abs. 2 SGB V) Kosten nur erstatten, soweit es dieses oder das
Neunte Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX) vorsieht. Eine Kostenerstattung nach Â§ 13
Abs. 2 SGB V hatte der KlÃ¤ger nicht gewÃ¤hlt, was er selbst auch nicht geltend
macht.

(2) Ein Kostenerstattungsanspruch ergibt sich auch nicht aus Â§ 13 Abs. 3 Satz 1
SGB V. Danach gilt: Konnte die Krankenkasse eine unaufschiebbare Leistung nicht
rechtzeitig erbringen oder hat sie eine Leistung zu Unrecht abgelehnt und sind
dadurch Versicherten fÃ¼r die selbstbeschaffte Leistung Kosten entstanden, sind
diese von der Krankenkasse in der entstandenen HÃ¶he zu erstatten, soweit die
Leistung notwendig war.

Unaufschiebbarkeit im Sinne der 1. Alternative verlangt, dass die beantragte
Leistung im Zeitpunkt ihrer tatsÃ¤chlichen Erbringung so dringlich ist, dass aus
medizinischer Sicht keine MÃ¶glichkeit eines nennenswerten Aufschubes mehr
besteht, um vor der Beschaffung die Entscheidung der Krankenkasse abzuwarten.

                            11 / 18

https://dejure.org/gesetze/SGB_V/31.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/13.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/13.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/13.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/2.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/13.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/13.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/13.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/13.html


 

Ein Zuwarten darf dem Versicherten aus medizinischen GrÃ¼nden nicht mehr
zumutbar sein, weil der angestrebte Behandlungserfolg zu einem spÃ¤teren
Zeitpunkt nicht mehr eintreten kann oder z.B. wegen der IntensitÃ¤t der Schmerzen
ein auch nur vorÃ¼bergehendes weiteres Zuwarten nicht mehr zuzumuten ist. Nach
der Normstruktur des Â§ 13 Abs. 3 Satz 1 SGB V besteht diese Regelung in
Abgrenzung zur 2. Alternative gerade, um Eilsituationen aufgrund der
Unaufschiebbarkeit Rechnung zu tragen, bei denen der Versicherte die
Entscheidung seiner Krankenkasse nicht mehr abwarten kann. Der
Kostenerstattungsanspruch nach der 1. Alternative besteht daher nicht nur dann,
wenn es dem Versicherten â�� aus medizinischen oder anderen GrÃ¼nden â��
nicht mÃ¶glich oder nicht zuzumuten war, vor der Beschaffung die Krankenkasse
(Ã¼berhaupt) einzuschalten. Unaufschiebbar kann danach auch eine zunÃ¤chst
nicht eilbedÃ¼rftige Behandlung werden, wenn der Versicherte mit der
AusfÃ¼hrung so lange wartet, bis die Leistung zwingend erbracht werden muss, um
den mit ihr angestrebten Erfolg noch zu erreichen oder um sicherzustellen, dass er
noch innerhalb eines therapeutischen Zeitfensters die benÃ¶tigte Behandlung
erhalten wird. Umfasst sind daher auch die FÃ¤lle, in denen der Versicherte
zunÃ¤chst einen Antrag bei der Krankenkasse stellte, aber wegen
Unaufschiebbarkeit deren Entscheidung nicht mehr abwarten konnte (BSG, Urteil
vom 8. September 2015 â�� B 1 KR 14/14 R â�� juris, Rn. 15).

Eine Unaufschiebbarkeit in diesem Sinne lag beim KlÃ¤ger nicht vor. Der KlÃ¤ger
erhielt aufgrund von Verordnungen seines Hausarztes Dr. B. im Antragsmonat
(Dezember 2017) die folgenden Arzneimittel: Ibuprofen, Omeprazol, Tramadol,
Methocarbamol, Ipratropium und Tilidin. Dies entnimmt der Senat der in der von der
Beklagten vorgelegten ErgÃ¤nzungsverwaltungsakte befindlichen
Arzneimittelaufstellung (Bl. 3 EVA). Der KlÃ¤ger war damit mit
Schmerzmedikamenten zum Zeitpunkt der Antragstellung am 28. Dezember 2017
versorgt, d.h. es wurde eine medikamentÃ¶se Behandlung bereits durchgefÃ¼hrt.
In seinem Fragebogen vom 22. Dezember 2017 hat Dr. B. keine Angaben gemacht,
die auf eine Unaufschiebbarkeit der begehrten Leistung hindeuten. Er empfahl in
seiner Bescheinigung vom 21. Januar 2019 lediglich einen Behandlungsversuch mit
Cannabis. Eine etwaige Unaufschiebbarkeit der Leistung wird vom KlÃ¤ger auch
nicht behauptet.

Auch die Voraussetzungen eines Kostenerstattungsanspruchs nach Â§ 13 Abs. 3
Satz 1 2. Alt. SGB V liegen nicht vor. Die Beklagte hat es zu Recht abgelehnt, den
KlÃ¤ger mit CannabisblÃ¼ten (Produkthandelsname: Bedrocan) mit einer
Tagesdosis von 0,5 g zu versorgen. Deshalb kann der KlÃ¤ger auch nicht
beanspruchen, dass ihm die Kosten, die durch die selbstbeschaffte Leistung
entstanden sind, von der Beklagten erstattet werden. Der
Kostenerstattungsanspruch reicht nicht weiter als ein entsprechender
Naturalleistungsanspruch. Er setzt voraus, dass die selbst beschaffte Behandlung zu
den Leistungen gehÃ¶rt, welche die Krankenkassen allgemein in Natur als Sach-
oder Dienstleistung zu erbringen haben (stÃ¤ndige Rechtsprechung, vgl. z.B. BSG,
Urteil vom 17. Dezember 2019 â�� B 1 KR 18/19 R â�� juris, Rn. 8; vom 28. Februar
2008 â�� B 1 KR 16/07 R â�� juris, und 7. Mai 2013 â�� B 1 KR 44/12 R â�� juris).
Daran fehlt es hier. Der KlÃ¤ger hat keinen entsprechenden Sachleistungsanspruch
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gegen die Beklagte.

Nach Â§ 27 Abs. 1 Satz 1 SGB V haben Versicherte Anspruch auf
Krankenbehandlung, wenn sie notwendig ist, um eine Krankheit zu erkennen, zu
heilen, ihre Verschlimmerung zu verhÃ¼ten oder Krankheitsbeschwerden zu
lindern. Die Krankenbehandlung umfasst gemÃ¤Ã� Â§ 27 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 SGB V
auch die Versorgung mit Arzneimitteln (Â§ 31 SGB V). GemÃ¤Ã� Â§ 31 Abs. 6 Satz 1
SGB V haben Versicherte mit einer schwerwiegenden Erkrankung Anspruch auf
Versorgung mit Cannabis in Form von getrockneten BlÃ¼ten oder Extrakten in
standarisierter QualitÃ¤t und auf Versorgung mit Arzneimitteln mit den Wirkstoffen
Dronabinol und Nabilon, wenn (1.) eine allgemein anerkannte, dem medizinischen
Standard entsprechende Leistung nicht zur VerfÃ¼gung steht (a) oder (b) im
Einzelfall nach der begrÃ¼ndeten EinschÃ¤tzung der behandelnden VertragsÃ¤rztin
oder des behandelnden Vertragsarztes unter AbwÃ¤gung der zu erwartenden
Nebenwirkungen und unter BerÃ¼cksichtigung des Krankheitszustandes der oder
des Versicherten nicht zur Anwendung kommen kann, (2.) eine nicht ganz entfernt
liegende Aussicht auf eine spÃ¼rbare positive Einwirkung auf den Krankheitsverlauf
oder auf schwerwiegende Symptome besteht. Die Leistung bedarf bei der ersten
Verordnung fÃ¼r eine Versicherte oder einen Versicherten der nur in begrÃ¼ndeten
AusnahmefÃ¤llen abzulehnenden Genehmigung der Krankenkasse, die vor Beginn
der Leistung zu erteilen ist (Â§ 31 Abs. 6 Satz 2 SGB V).

Der KlÃ¤ger hat am 28. Dezember 2017 bei der Beklagten einen Antrag "fÃ¼r die
Anwendung von Cannabis" gestellt. BeigefÃ¼gt war der Arztfragebogen des Dr. B.
vom 22. Dezember 2017. Darauf, dass dem Antrag keine vertragsÃ¤rztliche
Verordnung beigefÃ¼gt war, kommt es im vorliegenden Fall nicht an. Zwar ist es in
der Rechtsprechung bislang umstritten, ob fÃ¼r den Leistungsanspruch bereits bei
Antragstellung eine vertragsÃ¤rztliche Verordnung erforderlich ist (so Bayerisches
LSG, Beschluss vom 25. Juni 2018 â�� L 4 KR 119/18 B ER â�� juris, Rn. 55 m.w.N.;
gegen das Erfordernis einer vertragsÃ¤rztlichen Verordnung: LSG Rheinland-Pfalz,
Beschluss vom 6. MÃ¤rz 2018 â�� L 5 KR 16/18 B ER â�� juris, Rn. 15; s. auch Nolte,
in: Kasseler Kommentar, Stand Dezember 2019, Â§ 31 SGB V Rn. 75g). Der Senat
kann diese Frage hier offenlassen, da er davon ausgeht, dass beim KlÃ¤ger zwar
eine schwerwiegende Erkrankung besteht, fÃ¼r diese jedoch allgemein anerkannte,
dem medizinischen Standard entsprechende Leistungen bestehen und kein
Anwendungsausschluss vorliegt (hierzu sogleich).

Beim KlÃ¤ger besteht eine schwerwiegende Erkrankung im Sinne der Â§Â§ 27 Abs.
1 Satz 1, 31 Abs. 6 Satz 1 SGB V. Der KlÃ¤ger leidet an einer chronischen
SchmerzstÃ¶rung mit somatischen und psychischen Faktoren (Chronifizierungsgrad
III nach Gerbershagen sowie Grad IV nach Korff), an einer chronischen Lumbalgie
mit rezidivierender Lumboischialgie links, an einem klinischen Verdacht auf
intermittierende Wurzelreizkomponente S1 links, an einem LWS-Syndrom bei
degenerativer VerÃ¤nderung mit Zustand nach rezidivierenden lumbalen
BandscheibenvorfÃ¤llen, an einem Analgetikafehlgebrauch, an einer AbhÃ¤ngigkeit
von Analgetika bei einem Zustand nach Alkoholabusus und einem Verdacht auf
Alkoholkrankheit mit schÃ¤dlichem Gebrauch von Tabak und Nikotin. Dies entnimmt
der Senat der sachverstÃ¤ndigen Zeugenauskunft der Dr. C. vom 13. Januar 2020
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und ihrem Arztbrief vom 7. Februar 2019. Dr. B. hat in seiner Auskunft vom 14.
Januar 2020 annÃ¤hernd gleiche Diagnosen genannt. Auch Dr. V. hat das Vorliegen
eines chronischen Lumbovertebralsyndroms in seiner Auskunft vom 27. Februar
2020 (unter Bezugnahme auf seinen Arztbrief vom 13. Februar 2018) bestÃ¤tigt.
Aus der Auskunft des Dr. H. vom 3. MÃ¤rz 2020 folgt zudem, dass beim KlÃ¤ger
eine Radikulopathie im Lumbosakralbereich besteht.

Der Begriff der "schwerwiegenden Erkrankung" wird in Â§ 31 Abs. 6 SGB V nicht
definiert. Dem Ausnahmecharakter der Vorschrift folgend ist von einer
schwerwiegenden Erkrankung dann auszugehen, wenn es sich um eine
lebensbedrohliche oder die LebensqualitÃ¤t auf Dauer nachhaltig
beeintrÃ¤chtigende Erkrankung handelt (vgl. Pitz in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB
V, 4. Aufl., Stand Juni 2020, Â§ 31 SGB V Rn. 125; Nolte, a.a.O., Â§ 31 Rn. 75d; vgl.
auch LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Beschluss vom 19. September 2017 â�� L 11 KR
3414/17 ER-B â�� juris, Rn. 28). Bei den beim KlÃ¤ger vorliegenden Erkrankungen
handelt es sich um die LebensqualitÃ¤t auf Dauer nachhaltig beeintrÃ¤chtigende
Erkrankungen. Dies ist zwischen den Beteiligten auch nicht streitig. Auch Dr. Sch.
(Gutachten vom 22. Januar 2018), Dr. W. (Gutachten vom 23. Mai 2018 und 20. Mai
2019) und Dr. BÃ¶. (Gutachten vom 30. April 2020) gelangten in ihren Gutachten,
die im Wege des Urkundenbeweises verwertet werden konnten (vgl. etwa BSG,
Beschluss vom 14. November 2013 â�� B 9 SB 10/13 B â�� juris, Rn. 6; BSG, Urteil
vom 5. Februar 2008 â�� B 2 U 8/07 R â�� juris, Rn. 51), zu der EinschÃ¤tzung, dass
der KlÃ¤ger an einer schwerwiegenden Erkrankung im Sinne von Â§ 31 Abs. 6 Satz
1 SGB V leidet.

Der Senat konnte sich aber nicht davon Ã¼berzeugen, dass allgemein anerkannte,
dem medizinischen Standard entsprechende Leistungen fÃ¼r die beim KlÃ¤ger
bestehenden Erkrankungen nicht zur VerfÃ¼gung stehen (Â§ 31 Abs. 6 Satz 1 Nr.
1a SGB V). Auch besteht kein Anwendungsausschluss nach Â§ 31 Abs. 6 Satz 1 Nr.
1b SGB V.

Die Voraussetzung des Fehlens einer Standardtherapie knÃ¼pft an die Vorschrift
des Â§ 2 Abs. 1a SGB V an (BT-Drs. 18/8965, Seite 24). Insoweit ist fÃ¼r die
Beurteilung des Vorhandenseins einer dem medizinischen Standard entsprechenden
Leistung auf die GrundsÃ¤tze zur evidenzbasierten Medizin abzustellen. Die
Voraussetzung (Fehlen einer Standardtherapie) ist nur dann erfÃ¼llt, wenn eine
Standardtherapie tatsÃ¤chlich nicht zur VerfÃ¼gung steht oder sie der Versicherte
nachgewiesenermaÃ�en nicht vertrÃ¤gt (Pitz, in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB V,
Stand Juni 2020, Â§ 31, Rn. 126). Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat in
diesem Zusammenhang bestÃ¤tigt, dass mit Blick auf die Ã�hnlichkeit der
Normstruktur der Â§Â§ 31 Abs. 6, 2 Abs. 1a SGB V es nicht willkÃ¼rlich (Art 3 Abs. 1
Grundgesetz (GG)) ist, wenn sich die Fachgerichte bei der Auslegung des Â§ 31 Abs.
6 SGB V an die Rechtsprechung zu Â§ 2 Abs. 1a SGB V anlehnen (BVerfG,
Nichtannahmebeschluss vom 26. Juni 2018 â�� 1 BvR 733/18 â��, juris). Dabei ist
weiter zu beachten, dass Voraussetzung fÃ¼r die Annahme, dass eine anerkannte
Standardtherapie i.S.v. Â§ 31 Abs. 6 Satz 1 Nr. 1b SGB V nicht zur Anwendung
kommen kann, ist, dass aufgrund individueller UmstÃ¤nde der Eintritt konkret zu
erwartender Nebenwirkungen aufgezeigt wird, die aufgrund einer individuellen
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AbschÃ¤tzung als unzumutbar anzusehen sind. Zur BegrÃ¼ndung eines Anspruchs
auf Versorgung mit Medizinal-Cannabis genÃ¼gt es daher nicht, wenn nur
allgemein auf die MÃ¶glichkeit des Eintritts von Nebenwirkungen bei Einsatz eines
anerkannten und dem medizinischen Standard entsprechenden Arzneimittels
verwiesen wird (LSG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 20. Dezember 2018 â�� L 5 KR
125/18 â�� juris, Rn. 34).

Unter BerÃ¼cksichtigung dieser Voraussetzungen ist der Senat davon Ã¼berzeugt,
dass eine allgemein anerkannte, dem medizinischen Standard entsprechende
Leistung i.S.v. Â§ 31 Abs. 6 Satz 1 Nr. 1a SGB V zur Behandlung der beim KlÃ¤ger
vorliegenden chronischen SchmerzstÃ¶rung mit somatischen und psychischen
Faktoren zur VerfÃ¼gung steht, die auch zur Anwendung kommen kann (Â§ 31 Abs.
6 Satz 1 Nr. 1b SGB V). Behandlungsziele sind die Mobilisierung und die
Schmerzreduktion (vgl. zur MaÃ�geblichkeit des Behandlungsziels BSG, Urteil vom
7. November 2006 â�� B 1 KR 24/06 R â�� juris, Nr. 12). Dies entnimmt der Senat
dem Arztfragebogen des Dr. B. vom 22. Dezember 2017. Zur Erreichung dieser
Ziele steht vorliegend eine multimodale stationÃ¤re Schmerztherapie zur
VerfÃ¼gung. Der Senat stÃ¼tzt sich hierbei auf die Auskunft der Dr. C. vom 13.
Januar 2020. Diese hat nachvollziehbar und schlÃ¼ssig ausgefÃ¼hrt, dass bei
einem chronifizierten LWS-Syndrom bei degenerativen VerÃ¤nderungen mit
BandscheibenvorfÃ¤llen und einem Verdacht auf Wurzelreizkomponente es
therapeutisch Ã¼blich ist, eine multimodale stationÃ¤re Behandlung
durchzufÃ¼hren. Notwendig ist danach eine individualisierte Schmerztherapie mit
Physiotherapie, Akupunktur, medikamentÃ¶se Therapie unter BerÃ¼cksichtigung
der neuropathischen Schmerzanteile, gegebenenfalls infiltrative Therapie sowie
multimodale stationÃ¤re Behandlungen. All dies entnimmt der Senat der genannten
Auskunft der Dr. C. Diese hat in ihrem Arztbrief vom 7. Februar 2019 als Therapie
insbesondere infiltrative Behandlungsversuche, TENS, Heilmittel Verordnungen und
Akupunktur vorgeschlagen. Auch Dr V. hat in seiner Auskunft vom 27. Februar 2020
angegeben, dass fÃ¼r BandscheibenvorfÃ¤lle "selbstverstÃ¤ndlich"
Standardtherapien zur VerfÃ¼gung stehen. SchlieÃ�lich hat auch Dr. H. in seiner
Auskunft vom 3. MÃ¤rz 2020 angegeben, dass eine Standardtherapie bei
Radikulopathien ohne LÃ¤hmungen die Physiotherapie ist. Er hat dem KlÃ¤ger
ausdrÃ¼cklich geraten, entsprechende physiotherapeutische MaÃ�nahmen
durchzufÃ¼hren. In Zusammenschau der genannten sachverstÃ¤ndigen
ZeugenauskÃ¼nfte steht danach fest, dass allgemein anerkannte, dem
medizinischen Standard entsprechende Therapiealternativen zur VerfÃ¼gung
stehen, nÃ¤mlich zum einen die Mitbehandlung durch einen Facharzt fÃ¼r
OrthopÃ¤die und einem Facharzt mit dem Schwerpunkt spezielle Schmerztherapie
sowie die Verordnung von Heilmitteln im Rahmen eines multimodalen
(stationÃ¤ren) Konzeptes. Auch Dr. Sch. (Gutachten vom 22. Januar 2018), Dr. W.
(Gutachten vom 23. Mai 2018 und 20. Mai 2019) und Dr. BÃ¶. (Gutachten vom 30.
April 2020) haben auf die genannten Therapiealternativen hingewiesen.

In Auswertung und WÃ¼rdigung der medizinischen Dokumentation seit 2008, der
eingeholten sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussagen und der eigenen Angaben des
KlÃ¤gers ist festzustellen, dass der KlÃ¤ger zwar vor vielen Jahren
Behandlungsversuche unternommen hat, wie z.B. ambulante und stationÃ¤re
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Krankenhausbehandlungen, stationÃ¤re Rehabilitationsaufenthalte und
PhysiotherapiemaÃ�nahmen. Aus dem Vorerkrankungsverzeichnis der A. St.-B. vom
3. Januar 2018 (Bl. 8 bis 11 der Verwaltungsakte der Beklagten) folgt u.a., dass der
KlÃ¤ger vom 1. bis 22. August 2008 in der F.klinik Bad B. wegen eines
Bandscheibenschadens und eines AbhÃ¤ngigkeitssyndroms (Alkohol), im Februar,
April, Juni und Juli 2010 im Z. fÃ¼r P. Bad S. wegen AbhÃ¤ngigkeitssyndrom durch
Alkohol und sonstigen spezifischen PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rungen, im September
2011, Juli 2012 und April 2013 im Kreiskrankenhaus N. wegen toxischer Wirkung
von Ethanol und sonstige RÃ¼ckenschmerzen (April 2013) sowie im Mai 2014 im
Krankenhaus He. wegen toxischer Wirkung von Alkohol und Intoxikation sonstiger
Arznei, Drogen und biologisch aktiver Substanzen stationÃ¤r behandelt wurde.
DarÃ¼ber hinaus folgt aus der Bescheinigung des Physiotherapeuten Schu. vom 29.
MÃ¤rz 2019 (Bl. 25 der Senatsakte), dass der KlÃ¤ger in den Jahren 2012 bis 2013
(zuletzt am 14. August 2013) physiotherapeutische Behandlungen erhalten hat. Die
DurchfÃ¼hrung einer multimodalen Schmerztherapie, wie sie von Dr. C.
vorgeschlagen worden ist, lÃ¤sst sich dem Vorerkrankungsverzeichnis hingegen
nicht entnehmen.

Im Ã�brigen liegen begrÃ¼ndete Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass die genannten
Therapieversuche â�� wie vom KlÃ¤ger behauptet â�� entweder keine
ausreichende analgetische Wirkungen hatten oder allenfalls nur kurzfristig zu
Besserungen gefÃ¼hrt haben (so der KlÃ¤ger in seinem Schreiben vom 27. Februar
2019, Bl. 2/3 der Senatsakte), nicht vor. Weder aus der
Vorerkrankungsbescheinigung der Beklagten vom 3. Januar 2018, noch aus der
Vorerkrankungsbescheinigung vom 27. Februar 2019 (Bl. 19 der Senatsakte) geht
hervor, dass der KlÃ¤ger nach der Behandlung im Kreiskrankenhaus N. im April
2013 wegen RÃ¼ckenschmerzen stationÃ¤r behandelt worden ist. Danach fand die
letzte stationÃ¤re Behandlung wegen RÃ¼ckenschmerzen vom 2. bis 5. April 2013
statt. Zuvor wurde der KlÃ¤ger lediglich am 4. und 5. September 2011 wegen
lumbalen und sonstigen BandscheibenschÃ¤den mit Radikulopathie stationÃ¤r
behandelt. All dies entnimmt der Senat den genannten
Vorerkrankungsbescheinigungen der Beklagten. Die sonstigen stationÃ¤ren
Behandlungen (zuletzt im Mai 2014) waren Ã¼berwiegend durch StÃ¶rungen durch
Alkohol bedingt. Seither fand weder eine RehabilitationsmaÃ�nahme noch eine
stationÃ¤re Krankenhausbehandlung statt. Der KlÃ¤ger wurde vielmehr allein
hausÃ¤rztlich durch Dr. B. behandelt, was sich aus seiner Auskunft vom 14. Januar
2020 ergibt. Erst wÃ¤hrend des Verwaltungsverfahrens hat der KlÃ¤ger den
Facharzt fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. V. (am 13. Februar 2018), den Facharzt fÃ¼r
Neurologie und Psychiatrie Dr. H. (am 8. MÃ¤rz 2018) und wÃ¤hrend des
Klageverfahrens die FachÃ¤rztin fÃ¼r AnÃ¤sthesie und spezielle Schmerztherapie
Dr. C. (am 30. Januar 2019) aufgesucht. Dies ergibt sich aus den im
Berufungsverfahren eingeholten sachverstÃ¤ndigen ZeugenauskÃ¼nften der
genannten Ã�rzte. Hierbei handelte es sich jeweils um eine einmalige Vorstellung
mit dem Ziel, Cannabis verordnet zu bekommen. Auch dies entnimmt der Senat den
Antworten der genannten sachverstÃ¤ndigen Zeugen. Danach wurde der KlÃ¤ger
vor mehr als sieben Jahren, nÃ¤mlich im April 2013, stationÃ¤r wegen
RÃ¼ckenleiden behandelt. Auch bei Dr. M. und Dr. Ki. vom Klinikum S., die der
KlÃ¤ger im April 2019 aufgesucht hat, findet â�� nach seinen eigenen Angaben â��
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keine Behandlung statt.

Soweit Dr. B. in seiner Auskunft vom 14. Januar 2020 ausgefÃ¼hrt hat, dass die
therapeutischen MaÃ�nahmen (Injektionen, Infiltrationen und physikalische
Therapien) zu keiner Verbesserung gefÃ¼hrt hÃ¤tten, Ã¼berzeugt dies den Senat
nicht. Denn nach den vorliegenden Unterlagen fand zuletzt im Jahr 2013 eine
physikalische Therapie statt. Aus einer damaligen frustranen Erfahrung des
KlÃ¤gers lÃ¤sst sich nicht der Schluss ziehen, dass der KlÃ¤ger aktuell â�� wie von
Dr. C. vorgeschlagen â�� von einer multimodalen Schmerztherapie (mit
physikalischen MaÃ�nahmen) nicht profitieren wÃ¼rde. Nach den Angaben von Dr.
C. in ihrem Arztbrief vom 7. Februar 2019 lehnt der KlÃ¤ger ein multimodales
stationÃ¤res Vorgehen ab, weil er aktuell keine Behandlungsmotivation hat bzw.
sein Haus und seine (17 Jahre alte) Katze nicht verlassen mÃ¶chte. Im
Verwaltungsverfahren hat er gegenÃ¼ber der Beklagten angegeben, er habe kein
Fahrzeug, so dass die Belastung durch die Termineinhaltung bei jedem Wetter
hÃ¶her sei als der Heilerfolg. Diese privaten BeweggrÃ¼nde bieten jedoch keine
hinreichenden Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass die hier mÃ¶gliche multimodale
stationÃ¤re Schmerztherapie mit physikalischen MaÃ�nahmen im Fall des KlÃ¤gers
aufgrund von Nebenwirkungen oder unter BerÃ¼cksichtigung seines
Krankheitszustandes nicht zur Anwendung kommen kann. Bei einem stationÃ¤ren
Aufenthalt kÃ¤me auch das Argument des KlÃ¤gers, die Termineinhaltung sei
wegen eines fehlenden Fahrzeugs schwierig und gefÃ¤hrde den Heilerfolg, nicht
zum Tragen. Soweit Dr. B. in seiner Auskunft vom 14. Januar 2020 (und in seiner
Bescheinigung vom 21. Januar 2019) darauf hingewiesen hat, dass aufgrund der
Alkoholkrankheit eingeschrÃ¤nkte TherapiemÃ¶glichkeiten wegen der
LeberverÃ¤nderung bestehen, fÃ¼hrt dies zu keinem anderen Ergebnis. Denn er
hat weder in seinem Arztfragebogen vom 22. Dezember 2017 noch in seiner
Auskunft vom 14. Januar 2020 dargelegt, dass aufgrund individueller UmstÃ¤nde
der Eintritt konkret zu erwartender Nebenwirkungen zu befÃ¼rchten ist, die
aufgrund einer individuellen AbschÃ¤tzung als unzumutbar anzusehen sind, zumal
davon auszugehen ist, dass physikalische Therapien zur Mobilisation keinen Einfluss
auf die Leberwerte haben. DarÃ¼ber hinaus verordnet Dr. B. dem KlÃ¤ger seit
Jahren opiathaltige Medikamente, so dass er bei der Schmerzmedikation ohnehin
die LeberverÃ¤nderungen berÃ¼cksichtigen muss. Insoweit geht auch er von zwar
eingeschrÃ¤nkten, aber vorhandenen Therapiealternativen aus.

Der Senat weist lediglich ergÃ¤nzend darauf hin, dass der Umstand, dass eine
allgemein anerkannte, dem medizinischen Standard entsprechende Leistung zur
Erreichung der Behandlungsziele zur VerfÃ¼gung steht, auch dazu fÃ¼hrt, dass die
Voraussetzungen des Â§ 2 Abs. 1a SGB V nicht erfÃ¼llt sind (vgl. hierzu Axer, in:
Becker/Kingreen, Kommentar zum SGB V, 7. Aufl. 2020, Â§ 31 Rn. 64).

bb) Auf die Genehmigungsfiktion nach Â§ 13 Abs. 3a SGB V (in der hier
anzuwendenden vom 26. Februar 2013 bis 31. Dezember 2017 geltenden Fassung
des Art. 2 Nr. 1 Gesetz zur Verbesserung der Rechte von Patientinnen und Patienten
vom 20. Februar 2013, BGBl. I, S. 277) kann der KlÃ¤ger sein Erstattungsbegehren
ebenfalls nicht erfolgreich stÃ¼tzen.
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Danach hat die Krankenkasse Ã¼ber einen Antrag auf Leistungen zÃ¼gig,
spÃ¤testens bis zum Ablauf von drei Wochen nach Antragseingang oder in FÃ¤llen,
in denen eine gutachtliche Stellungnahme, insbesondere des Medizinischen
Dienstes der Krankenversicherung (Medizinischer Dienst), eingeholt wird, innerhalb
von fÃ¼nf Wochen nach Antragseingang zu entscheiden. Wenn die Krankenkasse
eine gutachtliche Stellungnahme fÃ¼r erforderlich hÃ¤lt, hat sie diese
unverzÃ¼glich einzuholen und die Leistungsberechtigten hierÃ¼ber zu
unterrichten. Der Medizinische Dienst nimmt innerhalb von drei Wochen gutachtlich
Stellung (Satz 1 bis 3). Kann die Krankenkasse Fristen nach Satz 1 oder Satz 4
(zahnÃ¤rztliches Gutachterverfahren) nicht einhalten, teilt sie dies den
Leistungsberechtigten unter Darlegung der GrÃ¼nde rechtzeitig schriftlich mit.
Erfolgt keine Mitteilung eines hinreichenden Grundes, gilt die Leistung nach Ablauf
der Frist als genehmigt. Beschaffen sich Leistungsberechtigte nach Ablauf der Frist
eine erforderliche Leistung selbst, ist die Krankenkasse zur Erstattung der hierdurch
entstandenen Kosten verpflichtet (Satz 5 bis 7).

Die Beklagte hat vorliegend die Frist des Â§ 13 Abs. 3a Satz 1 SGB V gewahrt. Der
Antrag des KlÃ¤gers ist am 28. Dezember 2017 bei der Beklagten eingegangen. Sie
hat ihm mit Schreiben vom 3. Januar 2018 unverzÃ¼glich unterrichtet, dass sie eine
gutachtliche Stellungnahme fÃ¼r erforderlich hÃ¤lt und entschied nach Eingang
des Gutachtens des MDK vom 22. Januar 2018 innerhalb der FÃ¼nf-Wochenfrist, die
am 1. Februar 2018 endete (Â§ 26 Abs. 1 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X)
i.V.m. Â§Â§ 187 Abs. 1, 188 Abs. 2 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch (BGB)), am 26. Januar
2018.

b) Die Voraussetzungen gemÃ¤Ã� Â§ 31 Abs. 6 Satz 1 SGB V fÃ¼r eine zukÃ¼nftige
Versorgung mit CannabisblÃ¼ten (Produkthandelsname: Bedrocan) mit einer
Tagesdosis von 0,5 g liegen nach den Darlegungen unter Ziff. 3 a bb) auch bis zum
Zeitpunkt der mÃ¼ndlichen Verhandlung nicht vor. Denn aus den bereits
genannten sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussagen von Dr. C., Dr. V. und Dr. H. folgt,
dass der KlÃ¤ger jeweils nur einmalig bei ihnen vorstellig war, sodass weiterhin
davon auszugehen ist, dass er keine multimodale (stationÃ¤re) Schmerztherapie als
allgemein anerkannte, dem medizinischen Standard entsprechende Leistung in
Anspruch nimmt. Zur Vermeidung von Wiederholungen wird auf die obigen
AusfÃ¼hrungen Bezug genommen.

4. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 Satz 1, Abs. 4 SGG.

5. Die Revision war nicht zuzulassen, da GrÃ¼nde hierfÃ¼r (vgl. Â§ 160 Abs. 2 SGG)
nicht vorliegen.

Erstellt am: 03.11.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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